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Sprac~eninitiative 

~ bestellt diein Handys eindringt. Si e wird bei schweren 
:. Dank Hackern wurde dies- und vielesmehr- bekannt. 

Auch der grõsste Zürcher 
Lehrerverband will nur 
noch eine Fremdsprache 
inder Primarschule. 

Die Beschaffung und der Kostenrah­
men von einer guten · halben Million 
Frànlcen stützt sich auf eine von Sicher­
heitsdirektor Mario Fehr (SP) unterc 
schriebene Verfügung. Erst ab Kosten 
von über 1 Million Frànlcen muss d er G.e­
samtregierungsrat seinen Segen geben. 
Fehrs Begründung für die Bestellung: 
«Die Strafverfolgungsbehõrden mü,ssen 
bei schweren Verbrechen über gleich 
lange Spiesse verfügen wie die Verbre­
cher. Das sind wir der Bevõlkerung un-

«Wenn solche Software 
an totalitãre Regimes 
verkauft wird, 
dann ist di ese Firn1a 
ein Waffenhãndler.» 

. Rechtsanwalt Martin Steiger 

seres Kantons schuldig.» Der Einsatz 
von Staatstrojanern ist techtlich aller­
dings umstritten. Der Kanton Zürich 
stützt !Sidi auf einen Entscheid seihes 
Obergerichts. Im ·Kanton St. Gallen hin­
gegen ist Thomas Hansjakob - einstiger 
SP-Parlamentarier, heute Erster Staats­
anwalt und Erfinder der Schnellrichter 
gêgen Fussball-Hooligans- anderer Mei­
nung. Staatstrojaner sei en gemãss Hans­
jakob m.angels klarer gesetzlicher 
Grundlage nicht zulãssig. Seine Argu­
mente: Bei normaler Telefonüberwa­
chung werde auf d en Gerãten, zum Bei-. 
spiel Hal!dys, nichts ve:~;ãndert. Durch 
das Einsch1eusen, yon Staatstrojanern 
hingegen werde die Software manipu­
liert, was zu einer grõsseren Eingriffs­
tiefe tühre. Alicl;l der Zürcher Rechts: · 

anwalt Martin Steiger, spezialisiert auf 
Recht im digitalen Raum, ist überzeugt, 
dass für di e Anwendung voh Staatstroja­
nern in der Schweiz die rechtliche 
Grundlage fehle. Die gehackte Mailan­
der F;irma Hacking Team stehe zudem 
vom ethischen Gesichtspunkt aus «jen­
seits von Gut und Bõse». Spionagesoft-

Der Sprachenfriedén i.p der Schweiz ist 
zunehmend in Gefahr. Gesterh hat au eh 
der Zürcher Lehrerinnen- und Lehrer­
verband (ZLV) mit seinen rund 4000 
Mitgliedern ent~chíeden, die Volksinitia­
tive «Mehr Qi.Iálitãt- eihe Fremdsprache 

. ware sei eine Waffe, di e gegen Menschen · 
eingesetzt werde. «Wenn solche Soft- · 
ware an totalitãre Regimes verkauft 
wird,. dann ist di ese Fírma ein Waffen­
hãndler.» 

an d er Primarschule>> zu. unterstützen. 
Zuvor hatte dies bereits der Verband der 
Zürcher Sekundarlehrkrãfte (SEKZib ge­
t;:~n. Wie ZLV-Prasidentin Lilo, Latzsch 
mitteilt, hat der Verbandsvorstànd die 
Ja-Par~le gestern Nachmittag einstim­
mig gefasst. Sie begründet die& mit der 
neusten Mitgliederumfrage, bei der sich · 
drei Viertel gegen di e zweite Fremdspra-. 
che in der Primàrschule ausgesproch/en 

Kripochefin Lentjes Meili unter­
. streicht, dass die Anwendung dieser 
Softwarevergleichbar sei mit der Instal­
lation einer Audioüberwachung ini 
Sinne âer Strafprozessordnung. Die 
Software werde so konfiguriert, dass si e 
si eh na eh Beendigung des Einsatzes voll­
stãndig vom Gerãt lõsche. Beim Einsatz 
technischer Hilfsmittel ha be sie als PolF 
zístin generell ein. Problem: «Di e En t- · 
wicklung geht viel schneller, als die 
Politik mit dem Gesetzgebungsprozess 
j e Schritt halten lcann.» · 

Machten Hacker Galileo limtzlos? 
Die Intetnetplattform Inside-it.ch ver­
mutete gestern, dass sích die Kantons­
polizei mit der A.rnvendung von Galileo 
nach d em Hackerangriff selber grossen 
Risiken aussetze und die Software nun 
allenfalls nutzlos sei. Lentjes Meili de- . 
mentiert: «Wir ha ben keine Hinweise auf 
Probleme.» Zu den ethischen Bedenken 

. gegenüber d er Herstellerfirma sagt si e: 
«Für eine solche Technologie gibt es 
bloss .einen sehr lcleinen Markt. Zum 
Zeitpunkt der Bestel}ung h&tten wir lcei­
nerlei Informatióneh über heikle Ge­
schafts beziehungen.» 

ha ben. 2006 hattén ·di e ZLV-Mitglieder 
noch zur Hãlfte für die zweite Fremd­
sprache gestirnmt. «Piese lcÍate Mei- { 
nungsãnderung war fiir uns:eii1 Alarm- . \:J 
zeichen», so Lãtzsch. Sie betont aber, ~ 
dass di e Lehrerschaft rein pãdagogische 
Gründé ha be: . «Aufwand · und Ertrag (\' 
stimmeti beim Frémdsprachentniter- "\:!, 
richt nicht überein.» · , ' · 

Ein ·wermutstropfen ist fiir Lãtzsch, 
'das s womõglich de r Austritt aus Harrnos .) '­
nõtigwird. ImHarmo~-Konkordatistdas ·~. 
Lernen einer zweifen Fremdspi.'ache e\. 

. vetankert. Darum haben die Inifianten ~ 
. um den eh~maligen EVP-Kantonsratund 
Bildurigsrat Hanspeter· 'Amstutz d en · 
Initiativtext angepasst; Neu heisst es: 
Falls nõtig, sei da's Konkorda t zu kündi- ~ 
gen; In den Kantorien Graubünden und ·\·~ 
St. Gallen. wurden ãhnliche Initiativen ·'-' 1 

kürzlich ungültig erldãrt, wen sie nicht . 
mit Harmos vereinbar sind. . .. . . 
. De~zei~ halte:q sich 23 l<apton~ ~p.s 

Harmos-Sprachenl(onzept .. D er. Kan t o n · 
Tessíri keiint in der. Primarschule gàr · 
drei obligatorische Fremdsprachen:; In 
Nidwalden wurde im Marz eine ãhriliche 
Volksinitiative mit 62 PtozentNeirt-Stim­
mep. abgelehnt. Jin Thurgau,hat das Kan­
t~:msparlai1lent hingegen erüschiedén~ 
Franzõsisch ausdem Primarschul-Lehrc 
planzu streich~n. Sollte Zürich da~selpe 
tun, kõnnte dies eín Eingr~ifen des Bur,t- . 
. des zur Folge haben. Experten gehen da­
von aus; dass dann Ftanzõsisch vorEng­
lisch den Vorzug erhãlt. Die Zürcher 
Volksinitiative Iãsst iwar offen, welche 
Sprache veischoben. werden 'müsste. 
Aber di e Initianten un d dieLehrerschaft , 

. favorisiereh Franzõsisch. 

' . 
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